
Der Luxemburg Effekt: die verbindliche Auslegung von Übereinkünften 
durch den EuGH auch für Drittstaaten

Von Matthias Oesch und Alexandru Badea, Zürich*

Urteile des EuGH werden über die territorialen Grenzen der EU hinaus beachtet. 
Der Luxemburg Effekt ist in manchen Drittstaaten allgegenwärtig. Dies geschieht 
häufig ohne rechtliche Verpflichtung, auf der Grundlage autonom orchestrierter 
Nachvollzugsstrategien. In diesem Beitrag richten wir den Fokus darüber hinaus 
auf eine ganz spezifische Form des Luxemburg Effekts: die Zuständigkeit des 
EuGH zur verbindlichen Auslegung von Übereinkünften der EU auch für Dritt-
staaten. Damit wird die Wirkmacht des EuGH ausgedehnt. Der Luxemburg Effekt 
wird kanalisiert und formalisiert. Die Tour d’Horizon über die Übereinkünfte 
der EU mit Drittstaaten, welche eine Zuständigkeit des EuGH zur verbindlichen 
Auslegung des Rechts vorsehen, ergibt ein bemerkenswert buntes Bild.

Einführung

Der Brussels effect ist Legion.1 Die EU setzt Recht; Organisationen, Behörden 
und Unternehmen auf der ganzen Welt folgen hintenan. Dabei rückt nicht nur 
die gut geölte Rechtsetzungsmaschinerie in Brüssel und Straßburg in den Fokus, 
sondern auch die wirkmächtige Gerichtsbarkeit in Luxemburg. Der EuGH legt 
das EU-Recht aus und entwickelt es rechtsschöpferisch weiter. Der Brussels effect 
wird um den Luxemburg Effekt ergänzt.
Der Luxemburg Effekt wirkt in unterschiedlichen Formen und Modi. Wir rich-
ten in diesem Beitrag den Fokus auf eine ganz spezifische Ausprägung: die 
Zuständigkeit des EuGH zur verbindlichen Auslegung von Übereinkünften der 
EU auch für Drittstaaten. Eine solche Befassung des EuGH lässt sich in vier 
Grundtypen unterteilen: Streitbeilegung durch den EuGH (II.), Befassung des 
EuGH in Verfahren vor Schiedsgerichten (III.), Befassung des EuGH in Verfahren 
vor drittstaatlichen Gerichten (IV.) und Rechtsschutz durch den EuGH (V.). Ein 
Epilog rundet die Ausführungen ab (VI.).

I.

* Professor an der Universität Zürich; wissenschaftlicher Mitarbeiter und Doktorand an der Universität Zürich. 
Dieser Beitrag beruht in Teilen auf dem Buch von M. Oesch, Der EuGH und die Schweiz, 2023. Ein großes 
Dankeschön gebührt Dr. Georges Baur, Liechtenstein-Institut, für die hilfreichen Anmerkungen.

1 A. Bradford, The Brussels Effect: How the European Union Rules the World, 2020.
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Streitbeilegung durch den EuGH

Übereinkommen

In diversen Übereinkünften der EU mit Drittstaaten wird dem EuGH die Aufgabe 
übertragen, Streitigkeiten der Vertragsparteien über die Auslegung und Anwen-
dung der Übereinkunft zu entscheiden.2 Dabei beschränkt sich die Zuständigkeit 
des EuGH nicht nur auf die autoritative Auslegung der jeweiligen Übereinkunft 
oder von Bestimmungen des Unionsrechts. Der EuGH trifft vielmehr einen für 
beide Seiten verbindlichen Entscheid über den hängigen Streit. Die Vertragspar-
teien sind in der Folge verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen an die Hand 
zu nehmen, um dem Urteilsspruch des EuGH Genüge zu tun.
Ein Beispiel für eine solche Inthronisierung des EuGH zur verbindlichen Streit-
beilegung findet sich im ausgehandelten, aber noch nicht unterzeichneten Assozi-
ierungsabkommen der EU mit Andorra und San Marino. Art. 90 dieses Abkom-
mens ermächtigt die Vertragsparteien, dem EuGH die Beilegung einer Streitigkeit 
in Bezug auf die Auslegung und Anwendung des Abkommens zu unterbreiten, 
falls die Vertragsparteien im Assoziationsrat keine Lösung finden.

Ausgewählte Aspekte

Das Assoziierungsabkommen mit Andorra und San Marino integriert die beiden 
Staaten weitgehend in das Unionsrecht. Dies gilt – wenngleich in unterschiedli-
chem Ausmaß, mitunter auch nur sektoriell – bei den anderen Übereinkünften, 
mit denen dem EuGH eine Zuständigkeit zur umfassenden Streitbeilegung über-
tragen wird. Beim Assoziierungsabkommen mit Andorra und San Marino hat 
jede Vertragspartei das Recht, den EuGH anzurufen.3 Demgegenüber ist die ge-
richtliche Streitbeilegung etwa im Ankara-Abkommen an einen gemeinsamen 
Beschluss der Vertragsparteien geknüpft. Hier kann jede Vertragspartei eine Be-
fassung des EuGH verhindern, wenn ein solcher Schritt als nicht zielführend be-

II.

1.

2.

2 S. Art. 25 Abs. 2 des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Republik Türkei, ABl. EG 1964 P 217/3687 (Ankara-Abkommen); Art. 20 Abs. 3 des Über-
einkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten, der Republik Albanien, Bos-
nien und Herzegowina, der Republik Bulgarien, der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, der Re-
publik Island, der Republik Kroatien, der Republik Montenegro, dem Königreich Norwegen, der Republik Ser-
bien und der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Kosovo zur Schaffung eines gemeinsamen 
europäischen Luftverkehrsraums, ABl. EU 2006 L 285/3 (GELR-Übereinkommen); Art. 10 der Währungsver-
einbarung zwischen der EU und dem Staat Vatikanstadt, ABl. EU 2010 C 28/13; Art. 10 der Währungsvereinba-
rung zwischen der EU und dem Fürstentum Andorra, ABl. EU 2011 C 369/1; Art. 12 der Währungsvereinba-
rung zwischen der EU und dem Fürstentum Monaco, ABl. EU 2012 C 310/1; Art. 10 der Währungsvereinba-
rung zwischen der EU und der Republik San Marino, ABl. EU 2012 C 121/5; Art. 87 des Abkommens über den 
Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft, ABl. EU 2019 C 384 I/1 (Brexit-Abkommen); Art. 37 Abs. 3 des Vertrags zur 
Gründung der Verkehrsgemeinschaft, ABl. EU 2017 L 278/3; Art. 90 des Abkommens zur Gründung einer As-
soziation zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Andorra beziehungsweise der Republik San 
Marino (noch nicht in Kraft), COM(2024) 191 final/2, Anhang 1/14.

3 J. De Geyter, The EU Association Agreement with Andorra and San Marino, Verfassungsblog vom 7. Mai 
2024, abrufbar unter www.verfassungsblog.de/andorra-and-san-marino (zuletzt abgerufen am 11.12.2024).
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trachtet wird. Das Ankara-Abkommen sieht den EuGH zudem nicht zwingend als 
Streitschlichtungsinstanz vor. Der Assoziationsrat kann eine Streitigkeit auch «ir-
gendeinem anderen bestehenden Gericht» unterbreiten.4
Die Befassung des EuGH gestützt auf diese Übereinkünfte findet in den EU-Ver-
trägen keine ausdrückliche Fundierung.5 Der EuGH hat allerdings wiederholt be-
tont, dass seine Befugnisse durch völkerrechtliche Abkommen erweitert werden 
können.6 Ein Vergleich mit dem Rechtsschutzsystem im unionalen Binnenmarkt 
und mit den Zuständigkeiten des EuGH im EU-Recht erhellt, dass die beschriebe-
nen Verfahren zunächst durchaus Ähnlichkeiten mit der unionsrechtlichen 
Schiedsgerichtsbarkeit gemäß Art. 273 AEUV aufweisen. Parallelen bestehen 
aber auch zum Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 258 AEUV. Dies ist der 
Fall, wenn die Vertragsparteien ohne Zustimmung der Gegenpartei den EuGH an-
rufen und eine Verletzung der Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Durchführung 
der Übereinkunft rügen können. Auf Seiten der EU agiert die Kommission in die-
ser Konstellation als Überwachungsbehörde – und «Hüterin»7 der Verträge – nicht 
nur gegenüber den EU-Mitgliedstaaten, sondern auch gegenüber denjenigen Dritt-
staaten, welche qua einer Übereinkunft in ausgewählten Sektoren in den uniona-
len Binnenmarkt integriert und für den Zweck der Überwachung den EU-Mit-
gliedstaaten quasi gleichgestellt werden.8 Unterschiedlich gestalten sich offenkun-
dig die Rechtsfolgen einer Nichtumsetzung eines Urteils: Die im EU-Recht zur 
Verfügung stehende Auferlegung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgelds 
(Art. 260 AEUV) findet in den Übereinkünften keine Entsprechung. Hier stehen 
andere Mechanismen der Rechtsdurchsetzung im Vordergrund.
Die Verfahrensrechte der Drittstaaten unterscheiden sich je nach dem Ziel und 
dem Zweck der betreffenden Übereinkunft und des Einbezugs des EuGH zur 
Streitbeilegung. Gewisse Übereinkünfte sehen eine analoge Anwendung von 

4 Art. 23 Abs. 3 des Ankara-Abkommens (Fn. 2); C. Tobler, Zur Rolle des EuGH im Streitbeilegungsmechanis-
mus in den sektoriellen Verträgen EU–Schweiz. Mit rechtsvergleichenden Bemerkungen zum EWR, zum Anka-
ra-Assoziationsrecht und zu der in Verhandlung stehenden Assoziation mit den AMS-Staaten Andorra, San Ma-
rino und Monaco, in: Lorenzmeier/Folz (Hrsg.), Recht und Realität: Festschrift für Christoph Vedder, 2017, 
S. 378, 392.

5 Vgl. zum Ganzen und zu Ähnlichkeiten dieser Verfahren mit den Verfahren gemäß Art. 272 und Art. 273 
AEUV J. Gundel, Die Öffnung des Vorabentscheidungsverfahrens zum EuGH für nichtmitgliedstaatliche Ge-
richte, EuZW 2019, S. 934, 936; zu den einzelnen Voraussetzungen U. Ehricke, in: Streinz (Hrsg.), EUV/
AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 272 AEUV, Rn. 4 ff., und Art. 273 AEUV, Rn. 6 ff.

6 J. Gundel (Fn. 5), S. 936; vgl. z.B. EuGH, Gutachten 1/91 (EWR I), ECLI:EU:C:1991:490, Slg. 1991, I-6079, 
Rn. 59; EuGH, Gutachten 1/92 (EWR II), ECLI:EU:C:1992:189, Slg. 1992, I-2821, Rn. 32 f.; EuGH, Gutachten 
1/09 (Europäisches Patentgericht), ECLI:EU:C:2011:123, Slg. 2011, I-1137, Rn. 75.

7 EuGH, Rs. C-431/92 (Kommission/Deutschland), ECLI:EU:C:1995:260, Slg. 1995 I-2189, Rn. 22.
8 Vgl. zur Funktion als Überwachungsbehörde C. Tobler, Streitbeilegung im Entwurf für den Brexit-Austrittsver-

trag, Jusletter vom 17. Dezember 2018, Rn. 10, bezugnehmend auf das Brexit-Abkommen (Fn. 2); s. analog 
zum Entwurf für ein Abkommen zur Erleichterung der bilateralen Beziehungen zwischen der Europäischen 
Union und der Schweizerischen Eidgenossenschaft in den Bereichen des Binnenmarkts, an denen die Schweiz 
teilnimmt (InstA-Entwurf), abrufbar unter eda.admin.ch/europa/de/home/bilateraler-weg/ueberblick/institutio-
nelles-abkommen/informationen-dokumente.html (zuletzt abgerufen am 11.12.2024), C. Baudenbacher, 
Rechtsgutachten zur Streitentscheidungsregelung des InstA zu Handen der Kommission des Nationalrates für 
Wirtschaft und Abgaben, 6. 2. 2019, abrufbar unter www.parlament.ch/centers/documents/de/rechtsgutachten-p
rofessor-carl-baudenbacher.pdf (zuletzt abgerufen am 11.12.2024), S. 1, 41.
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Art. 273 AEUV vor.9 Das Assoziierungsabkommen mit Andorra und San Marino 
geht einen Schritt weiter und gewährt diesen Staaten ausdrücklich dieselben Ver-
fahrensrechte, wie sie den EU-Mitgliedstaaten und EU-Institutionen zustehen.10 

Ähnlich ist die Regelung im Brexit-Abkommen, wonach das Vereinigte König-
reich gegenüber den EU-Staaten nicht benachteiligt werden darf.11

Abgesehen von zwei Fällen unter dem Brexit-Abkommen haben weder die Union 
noch Drittstaaten bis anhin Gebrauch von der Streitschlichtungskompetenz des 
EuGH gemacht.12 Die Zurückhaltung von Drittstaaten, Streitfälle dem EuGH zu 
unterbreiten, könnte sich allenfalls durch seine Rolle als Gericht der EU erklären. 
Aus einer solchen – allein formal-institutionellen – Warte ist der EuGH als «Ge-
richt der Gegenpartei» für die endgültige Entscheidung zuständig, was den An-
schein einer Befangenheit erwecken mag.13 Die Gegenargumente liegen auf der 
Hand: Die Vertragsparteien haben sich aus freien Stücken für ein solches Streit-
beilegungsmodell entschieden. In der Sache agiert der EuGH in dieser Konstella-
tion zumindest in denjenigen Fällen, in denen die Auslegung und Anwendung von 
EU-Recht zur Debatte steht, zudem nicht als verpöntes Gericht der Gegenpartei, 
sondern als Gericht des EU-Binnenmarktes, an dem die Partnerstaaten sektoriell 
und zu ihrem eigenen Vorteil teilnehmen.

Befassung des EuGH in Verfahren vor Schiedsgerichten

Übereinkommen

Die Streitbeilegung muss jedoch nicht zwingend in der alleinigen Zuständigkeit 
des Gerichtshofs liegen. In den letzten zehn Jahren hat die EU eine Reihe von Ab-
kommen abgeschlossen, bei denen ein paritätisch zusammengesetztes Schiedsge-
richt mit der Streitbeilegung betraut wird. Ein zentrales Element besteht bei die-
sen Modellen in der Verpflichtung des Schiedsgerichts, bei Fragen zur Auslegung 
von EU-Recht den EuGH zu befassen. Ein solches Modell liegt etwa dem Assozi-
ierungsabkommen der EU mit der Ukraine zugrunde.14 Art. 322 Abs. 2 dieses Ab-

III.

1.

9 Anhang IV Nr. 4 des Vertrags zur Gründung der Verkehrsgemeinschaft (Fn. 2); Anhang IV Nr. 4 des GELR-
Übereinkommens (Fn. 2).

10 Art. 90 Abs. 4 und Art. 95 des Assoziierungsabkommens mit Andorra und San Marino (Fn. 2).
11 Art. 87 Abs. 3 und Art. 88 des Brexit-Abkommens (Fn. 2); E. Dumitriu-Segnana, in: Kellerbauer/Dumitriu-

Segnana/Liefländer (Hrsg.), The UK-EU Withdrawal Agreement: A Commentary, 2022, Art. 87 des Brexit-
Abkommens, Rn. 4.269 und 4.271. Der zeitliche Anwendungsbereich dieser Bestimmungen ist mittlerweile 
abgelaufen.

12 S. zu den Brexit-Fällen EuGH, Rs. C-692/20 (Kommission/Vereinigtes Königreich), ECLI:EU:C:2023:707; 
EuGH, Rs. C-516/22 (Kommission/Vereinigtes Königreich), ECLI:EU:C:2024:231.

13 F. Hoffmeister, The European Union and the Peaceful Settlement of International Disputes, Chinese Journal of 
International Law 2012, S. 77, 79; C. Tobler (Fn. 4), S. 389.

14 Allerdings findet die Schiedsklausel lediglich auf die Freihandelsbestimmungen des Abkommens Anwendung 
und erstreckt sich nicht auf den gesamten Vertragstext, vgl. hierzu umfassend C. Contartese, The procedures 
of prior involvement and referral to the CJEU as means for judicial dialogue between the CJEU and interna-
tional jurisdictions, Geneva Jean Monnet Working Paper 27/2016, abrufbar unter www.ceje.ch/files/3914/809
4/2575/contartese-27-final.pdf (zuletzt abgerufen am 11.12.2024), S. 1, 10.
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kommens regelt die Vorlagepflicht an den EuGH. Dieses Modell geht über eine 
einfache Streitbeilegung hinaus.15 Sie ermöglicht die – unionsrechtlich zwingende 
– Beteiligung des Gerichtshofs, um die einheitliche Auslegung und Anwendung 
des übernommenen Acquis communautaire zu gewährleisten und das Letztent-
scheidungsrecht des EuGH in diesem Bereich abzusichern.16 Eine ähnliche Ein-
bindung des EuGH sehen die Assoziierungsabkommen der EU mit Georgien, der 
Republik Moldau und Armenien vor.17 Das Brexit-Abkommen enthält eine ähnli-
che Regelung.18 Die EU und die Schweiz verhandeln aktuell über Regeln, welche 
die geltenden Binnenmarktabkommen auf ein neues institutionelles Fundament 
stellen sollen. Dabei geht es auch um die Einrichtung eines Streitbeilegungsme-
chanismus, bei dem ein Schiedsgericht Fragen zur Auslegung von EU-Recht 
zwingend dem EuGH vorlegen müsste.19 In all diesen Modellen entscheidet das 
Schiedsgericht nach der Anrufung des EuGH den hängigen Streitfall abschlie-
ßend, wobei die vom EuGH vorgenommene Auslegung für das Schiedsgericht 
verbindlich ist.20

Ausgewählte Aspekte

Eine Verpflichtung zum Einbezug des EuGH liegt bei «Begriffen»21 oder «Be-
stimmungen»22 des Unionsrechts vor. Wann liegt ein solcher «Begriff» oder eine 
solche «Bestimmung» und damit eine Vorlagepflicht vor? Hier besteht Klärungs-

2.

15 Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Ukraine andererseits, ABl. EU 2014 L 161/3.

16 G. Van der Loo, The EU-Ukraine Association Agreement and Deep and Comprehensive Free Trade Area, 
2016, S. 297; C. Tobler (Fn. 8), Rn. 44 f.

17 Art. 267 Abs. 2 des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atom-
gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Georgien andererseits, ABl. EU 2014 L 161/3; Art. 403 
Abs. 2 des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemein-
schaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau andererseits, ABl. EU 2014 L 260/4; 
Art. 342 Abs. 2 des Abkommens über eine umfassende und verstärkte Partnerschaft zwischen der Europä-
ischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik 
Armenien andererseits, ABl. EU 2018 L 23/4.

18 Art. 174 Abs. 1 des Brexit-Abkommens (Fn. 2).
19 Vgl. Common Understanding concluding the exploratory talks on the bilateral EU-Switzerland relationship 

(Common Understanding), abrufbar unter commission.europa.eu/publications/common-understanding-con-
cluding-exploratory-talks-bilateral-eu-switzerland-relationship_en (zuletzt abgerufen am 11.12.2024), Rn. 10 
und 12.

20 Art. 111 Abs. 3 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, ABl. EG 1994 L 1/3 (EWR-Ab-
kommen), enthält eine Spezialregelung: Hier können die am Streit beteiligten Vertragsparteien entscheiden, 
eine Unstimmigkeit über die Auslegung von EWR-Bestimmungen, die «in ihrem Gehalt mit dem EU-Recht 
identisch sind», dem EuGH zu überantworten. Nach der verbindlichen Auslegung durch den EuGH obliegt 
die Beilegung der Streitsache dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss; EuGH, Gutachten 1/92 (EWR II), ECLI:
EU:C:1992:189, Slg. 1992, I-2821, Rn. 34 f.; H. H. Fredriksen, in: Arnesen et al. (eds.), Agreement on the 
European Economic Area: A Commentary, Art. 111, Rn. 22; vgl. auch C. Tobler (Fn. 8), Rn. 25.

21 Art. 174 Abs. 1 des Brexit-Abkommens (Fn. 2); Art. 4 Abs. 2 i.V.m. Art. 10 Abs. 3 InstA-Entwurf (Fn. 8); 
Common Understanding (Fn. 19), Rn. 8 und 10.

22 Siehe z.B. Art. 267 Abs. 2 des Assoziierungsabkommens mit Georgien (Fn. 17); Art. 342 Abs. 2 des Assoziie-
rungsabkommens mit Armenien (Fn. 17).
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bedarf; darauf ist zurückzukommen.23 Die Parteien können zuweilen zwar einen 
Antrag an das Schiedsgericht richten, den EuGH anzurufen, haben aber keine 
Möglichkeit, eine Befassung zu erzwingen.24 Die Entscheidung über die Beteili-
gung des EuGH liegt in den Händen des Schiedsgerichts. Auch der EuGH hat auf 
diese Entscheidung keinen Einfluss. In gewissen Übereinkünften ist das Schieds-
gericht wenigstens verpflichtet, eine Nichtbefassung des EuGH zu begründen.
Ein solches Zwischenverfahren vor dem EuGH ähnelt dem Vorabentscheidungs-
verfahren in der EU, bei dem die nationalen Gerichte den EuGH mit Fragen zur 
Auslegung und Gültigkeit von EU-Recht befassen.25 Die rechtliche Grundlage für 
den Einbezug des EuGH bildet jedoch nicht Art. 267 AEUV. Stattdessen leitet 
sich die Vorlagepflicht und das damit verbundene Verfahren direkt aus der 
Schiedsbestimmung des jeweiligen Abkommens ab. Dies erweitert die Zuständig-
keiten des Gerichtshofs über das Primärrecht hinaus.26

Die Ähnlichkeit mit dem Vorabentscheidungsverfahren soll nicht über drei be-
deutsame Unterschiede zu letzterem hinwegtäuschen: Erstens ist das Schiedsge-
richtsmodell im Kern ein klassisch völkerrechtliches Modell.27 Hier identifiziert 
ein Schiedsgericht die dem EuGH zugewiesenen Auslegungsfragen, ohne dass 
zwingend ein konkreter Streitfall dazu Anlass gegeben hat. Private sind nicht be-
teiligt; sie haben keinen Zugang zum Verfahren vor dem Schiedsgericht und dem 
EuGH. Demgegenüber ist bei einem Vorabentscheidungsverfahren vor dem natio-
nalen Gericht, welches dem EuGH eine Auslegungsfrage vorlegt, ein Streitfall 
zwischen Privaten oder zwischen einem Privaten und dem Staat anhängig. Der 
Entscheid über die Vorlage und die Formulierung der Vorlagefrage obliegen zwar 
auch hier dem Gericht; die privaten Parteien können aber versuchen, darauf Ein-
fluss zu nehmen. Sie können beim EuGH Stellungnahmen einreichen und an der 
Verhandlung in Luxemburg teilnehmen und auf diese Weise zur Urteilsfindung 
beitragen. Zweitens ist ein Schiedsgericht nicht ermächtigt, dem Gerichtshof Vor-
lagefragen zur Gültigkeit von Sekundärrechtsakten zu unterbreiten.28 Solche Vor-
lagen bleiben mitgliedstaatlichen Gerichten bei Vorlagen nach Maßgabe von 
Art. 267 AEUV vorbehalten. Drittens besteht für die mitgliedstaatlichen Gerichte 

23 Siehe hierzu III.3 unten; vgl. C. Baudenbacher (Fn. 8), S. 34, wonach trotz unterschiedlicher Terminologie 
dasselbe gemeint ist; gl.A. A. T. Müller, Was sind «concepts of Union law»? Zur Anrufungspflicht des 
Schiedsgerichts nach dem Common Understanding, in: Epiney et al. (Hrsg.), Schweizerisches Jahrbuch für 
Europarecht 2023/2024, 2024, S. 535, 548; a.A. B. Vischer, Feilen am Streitbeilegungssystem in den bilatera-
len Beziehungen, Jusletter vom 22. Januar 2024, Rn. 42 f.

24 Vgl. Art. 174 Abs. 2 des Brexit-Abkommens (Fn. 2) und Art. III. 9 Abs. 3 Protokoll 3 InstA-Entwurf (Fn. 8).
25 Ebenso etwa A. T. Müller (Fn. 23), S. 552 f.; C. Tobler (Fn. 8), Rn. 23; vgl. auch Y. Fauconnet, Streitbeile-

gungsmechanismus im Institutionellen Abkommen, Jusletter vom 12. April 2021, Rn. 73; B. Pirker, Zum 
Schiedsgericht im Institutionellen Abkommen, Jusletter vom 3. Juni 2019, Rn. 5; C. Baudenbacher (Fn. 8), 
S. 31, S. 33 und S. 35, der eine Analogie zum Vorabentscheidungsverfahren verneint.

26 Vgl. das unveröffentlichte Statement of Position by the Advocates General on Opinion 1/09, 2. Juli 2010, ab-
rufbar unter www.cep.eu/fileadmin/user_upload/cep.eu/Analysen_KOM/KOM_2000_412_EU-Patent/Stellun
gnahme_GA_EuGH.pdf (zuletzt abgerufen am 12.12. 2024) Rn. 98 f.; C. Contartese (Fn. 14), S. 12 ff.

27 Kritisch dazu C. Baudenbacher, Are the UK and Switzerland Part of the Eastern Forefield of the EU?, NZ-
Kart 2019, S. 29, der das Schiedsgerichtsmodell lediglich als eine Tarnung für die – praktisch ohnehin regel-
mäßig gegebene – Zuständigkeit des EuGH betrachtet.

28 G. Van der Loo (Fn. 16), S. 297 und Fn. 1263; B. Pirker (Fn. 25), Rn. 5.
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die Gelegenheit, die Vorlagefrage mit eigenen Überlegungen zur Ausgangslage 
und zu den Auslegungsfragen anzureichern. Sie erklären dem EuGH klugerweise, 
aus welchen Gründen er eine von ihnen präferierte Lösung wählen soll, und for-
mulieren einen Urteilsvorschlag.29 Es ist zu hoffen, dass Schiedsgerichte von die-
ser Möglichkeit ebenfalls Gebrauch machen; ihr Input wäre willkommen!
Das Verfahren vor dem EuGH und die Mitwirkungsrechte der Parteien des Aus-
gangsstreits vor dem Schiedsgericht werden in den Übereinkünften unterschied-
lich geregelt. Einige Abkommen sehen die sinngemäße Anwendung von Art. 267 
AEUV vor.30 Nebst den EU- und EWR-Mitgliedstaaten sind in einem solchen 
Zwischenverfahren vor dem EuGH auch die beteiligten Drittstaaten befugt, Stel-
lungnahmen einzureichen; die Vertreterinnen und Vertreter der Drittstaaten kön-
nen zudem vor dem EuGH auftreten.31 Demgegenüber enthalten die Assoziie-
rungsabkommen mit den Ländern der östlichen Partnerschaft keine solchen Rege-
lungen. Sie regeln zwar das Verfahren für die Streitbeilegung und nehmen auf die 
Zusammensetzung und die Arbeitsweise des Schiedsgerichts Bezug, äußern sich 
aber weder zum Vorgehen bei der Anrufung des EuGH noch zur Stellung der 
Streitparteien im Vorlageverfahren.32 Idealerweise genießen die beteiligten Dritt-
staaten auch hier dieselben Rechte wie die EU-Institutionen und EU-Mitgliedstaa-
ten. Ein Ausschluss von einem Verfahren vor dem EuGH, bei dem das EU-Recht 
verbindlich auch für diese Staaten ausgelegt wird, wäre sachlich wenig überzeu-
gend.33 Folgerichtig mag der Gerichtshof die internen Verfahrensvorschriften 
sinngemäß anwenden. Sofern dies mit Blick auf die eindeutig formulierte Satzung 
des EuGH (vgl. Art. 23 Abs. 4) nicht möglich ist, müssten diese Übereinkünfte 
angepasst werden.
Obschon die fraglichen Assoziierungsabkommen seit mehreren Jahren in Kraft 
sind, gibt es bislang kaum Anwendungsfälle. Ein Schiedsgericht stellte 2020 fest, 
dass ein ukrainisches Ausfuhrverbot für Holz mit dem Assoziierungsabkommen 

29 Art. 107 Abs. 2 der Verfahrensordnung des EuGH ermuntert nationale Gerichte, im Eilvorabentscheidungsver-
fahren darzulegen, welche Antwort sie auf die zur Vorabentscheidung vorgelegten Fragen vorschlagen; J. 
Krommendijk, National Courts and Preliminary References to the Court of Justice, 2021, S. 176.

30 Vgl. Art. 174 Abs. 4 i.V.m. Art. 161 Abs. 2 und 3 des Brexit-Abkommens (Fn. 2); ebenso Art. 10 Abs. 4 i.V.m. 
Art. III.9 Abs. 5 Protokoll 3 InstA-Entwurf (Fn. 8); das bereits im Entwurf für ein institutionelles Abkommen 
von 2018 vorgesehene Verfahren dürfte auch in den aktuellen Verhandlungen zwischen der Schweiz und der 
EU wieder diskutiert werden, siehe Common Understanding (Fn. 19), Rn. 10 und Rn. 12. Das Verfahren zur 
Streitbeilegung gemäß Art. 111 Abs. 3 des EWR-Abkommens (Fn. 20) wird in Art. 204 der Verfahrensord-
nung des EuGH geregelt; die Vorgaben zum Vorabentscheidungsverfahren gelten mutatis mutandis.

31 Vgl. Art. 23 der Satzung des EuGH; Art. 96 der Verfahrensordnung des EuGH; Art. 161 Abs. 3 des Brexit-
Abkommens (Fn. 2) und Art. III. 9 Abs. 6 Protokoll 3 InstA-Entwurf (Fn. 8).

32 Vgl. z.B. Art. 306 ff. sowie Anhang XXIV zu Kapitel 14 und Anhang XXV zu Kapitel 15 des Assoziierungs-
abkommens mit der Ukraine (Fn. 15).

33 Der Zweck dieser Abkommen besteht gerade darin, diesen Staaten eine Beitrittsperspektive zu bieten und ih-
nen auf diese Weise eine vorläufige «Integration ohne Beitritt» zu ermöglichen; R. Petrov, Constitutional 
Challenges for the Implementation of Association Agreements between the EU and Ukraine, Moldova and 
Georgia, European Public Law 2015, S. 241, S. 242 f.; C. Contartese (Fn. 14), S. 8 und S. 20, je m.w.H.; C. 
Baudenbacher (Fn. 8), S. 21.
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der EU mit der Ukraine nicht vereinbar war.34 Das Panel verzichtete darauf, den 
EuGH zu befassen, weil es in dieser Streitsache nicht um die Auslegung von EU-
Recht ging.

Insbesondere: Autonomie des Unionsrechts

Der EuGH hat wiederholt festgehalten, dass es unionsrechtlich zulässig ist, in 
Übereinkommen gerichtliche Instanzen zur Streitbeilegung vorzusehen, deren 
Entscheide für die EU verbindlich sind.35 Gleichzeitig beharrt er auf seiner 
ausschließlichen Zuständigkeit, das Unionsrecht verbindlich auszulegen.36 Die-
se Vorgabe gilt auch für EU-Recht, das auf einen Drittstaat ausgedehnt und 
damit «vervölkerrechtlicht» wird. Der EuGH begründet diese Maxime mit dem 
Rekurs auf die Autonomie des EU-Rechts und die in den EU-Verträgen festge-
legte Zuständigkeitsordnung.37 Wenn es in einem Verfahren vor einer internatio-
nalen Gerichtsinstanz um die Auslegung eines Übereinkommens geht, welches 
auf EU-Recht beruht und die sektorielle Integration eines Drittstaates in den 
unionalen Rechtsraum bezweckt, muss der EuGH zwingend beteiligt werden. 
Diese unbarmherzige, wenn nicht gar sture Haltung – die dem EuGH gar den 
Ruf eines «selfish court»38 eingebrockt hat – ist aus der Warte des Unionsrechts 
durchaus nachvollziehbar. Sie bezweckt, die Einheit und Kohärenz der Unions-
rechtsordnung zu gewährleisten. Auch werden Auslegungskonflikte vermieden.39

Vor diesem Hintergrund kommt der möglichst klaren und eindeutigen Umschrei-
bung der Vorlagepflicht eines Schiedsgerichts zentrale Bedeutung zu. Die nicht 
einheitlich formulierten Vorgaben in den oben vorgestellten Übereinkünften erfül-

3.

34 Final Report of the Arbitration Panel established pursuant to Article 307 of the Association Agreement 
between Ukraine, of the one part, and the European Union and its Member States, of the other part, Ukraine – 
Wood Products, 11. Dezember 2020, abrufbar unter policy.trade.ec.europa.eu/enforcement-and-protection/dis-
pute-settlement/bilateral-disputes/ukraine-wood-export-ban_en (zuletzt abgerufen am 13.12.2024).

35 S. z.B. EuGH, Gutachten 1/91 (EWR I), ECLI:EU:C:1991:490, Slg. 1991, I-6079, Rn. 40 und 70; EuGH, Gut-
achten 1/09 (Europäisches Patentgericht), ECLI:EU:C:2011:123, Slg. 2011, I-1137, Rn. 74; EuGH, Gutachten 
1/17 (CETA), ECLI:EU:C:2019:341, Rn. 106.

36 EuGH, Rs. C-430/21 (RS), ECLI:EU:C:2022:99, Rn. 52.
37 S. hierzu EuGH, Gutachten 1/00 (Gemeinsamer europäischer Luftverkehrsraum), ECLI:EU:C:2002:231, 

Slg. 2002, I-3493, Rn. 21, 23 und 26; EuGH, Gutachten 1/09 (Europäisches Patentgericht), ECLI:EU:C:
2011:123, Slg. 2011, I-1137, Rn. 76; zur Autonomie im Allgemeinen C. Contartese, The autonomy of the EU 
legal order in the ECJ’s external relations case law: From the “essential” to the “specific characteristics” of the 
Union and back again, Common Market Law Review 2017, S. 1627 ff.; K. Lenaerts/J. A. Gutiérrez-Fons/S. 
Adam, Exploring the Autonomy of the European Union Legal Order, ZaöRV 2021, S. 47 ff; mit Blick auf das 
Patentgericht T. Jaeger, Issues of EU Law Compatibility of the Patent Package, in: Desaunettes-Barbero et al. 
(eds.), Unitary Patent Package & Unified Patent Court: Problems, Possible Improvements and Alternatives, 
2023, S. 167 ff.

38 B. de Witte, A selfish court? The Court of Justice and the design of international dispute settlement beyond the 
European Union, in: Cremona/Thies (Hrsg.), The European Court of Justice and external relations law: consti-
tutional challenges, 2014, S. 33 ff.

39 Vgl. etwa EuGH, Gutachten 1/91 (EWR I), ECLI:EU:C:1991:490, Slg. 1991, I-6079, Rn. 46 f.; A. Lang, Die 
Autonomie des Unionsrechts und die Zukunft der Investor-Staat-Streitbeilegung in Europa nach Achmea. Zu-
gleich ein Beitrag zur Dogmatik des Art. 351 AEUV, EuR 2018, S. 525, 534; kritisch dazu F. de Abreu Duar-
te, ‘But the Last Word Is Ours’: The Monopoly of Jurisdiction of the Court of Justice of the European Union 
in Light of the Investment Court System, European Journal of International Law 2019, S. 1187, 1200, 1202 f. 
und 1205.
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len dieses Postulat kaum.40 Nach unserem Dafürhalten sollte sich die Schwelle für 
eine Vorlagepflicht primär mit Blick auf den Zweck des Vorlageverfahrens und 
damit aufgrund der folgenden Erwägungen bestimmen lassen.
Eine Vorlagepflicht besteht, wenn es um die Klärung eines unionsrechtlichen Be-
griffs im Binnenmarktkontext geht. Solche Begriffe finden sich in Verordnungen 
und Richtlinien der EU, auf die in Übereinkünften verwiesen wird. Dasselbe gilt 
für Bestimmungen in Übereinkünften selbst, sofern sie EU-Recht entsprechen. 
Wenn es um die Bedeutung eines solchen Begriffs im EU-Recht geht und die 
Einheitlichkeit seiner Auslegung und Anwendung in der EU gewährleistet sein 
muss, besteht eine Vorlagepflicht. Es handelt sich um EU-Recht, das zwar auf 
einen Drittstaat ausgedehnt wird, seinen genuin unionsrechtlichen Charakter aber 
nicht verliert. Es bleibt wesensmäßig EU-Recht, dessen Auslegung dem EuGH 
obliegt. Das Zwischenverfahren vor dem EuGH dient der Klärung der Rechtslage 
im Binnenmarkt.
Anders präsentiert sich die Ausgangslage, wenn ein Begriff des EU-Rechts im 
Kontext des betroffenen Übereinkommens geklärt werden muss. Hier mag einem 
Schiedsgericht eine eigenständige Rolle zukommen.41 Die der Klärung eines Be-
griffs des EU-Rechts im Binnenmarktkontext nachgelagerte Frage, ob im Verhält-
nis zu einem Drittstaat auf der Grundlage des betroffenen Übereinkommens eine 
parallele oder eine von der EuGH-Praxis abweichende Auslegung sachgerecht ist, 
muss dem EuGH nicht vorgelegt werden. «Polydor» gehört nicht exklusiv dem 
EuGH. Ein Schiedsgericht ist in der Lage, diese Übersetzungsaufgabe zu leisten, 
ohne dass die Einheitlichkeit des EU-Rechts gefährdet würde. Die Unionsorgane 
werden nicht daran gehindert, «gemäß dem verfassungsrechtlichen Rahmen der 
Union zu funktionieren».42 Ein Schiedsgericht legt diesfalls – anders formuliert – 
nicht EU-Recht aus (was zwingend dem EuGH vorbehalten bleibt), sondern wen-
det die Praxis des EuGH im Kontext des fraglichen Übereinkommens an.43 In die-
ser Konstellation operiert ein Schiedsgericht «nach den zwischen den Vertrags-
parteien geltenden völkerrechtlichen Regeln und Grundsätzen»44, d.h. auf der 
Grundlage der Auslegungsmethoden gemäß Art. 31-33 WVRK. Es ist zugegebe-

40 S. zu den Begrifflichkeiten III.2 oben; zur Debatte in der Schweiz M. Oesch, Der EuGH und die Schweiz, 
2023, Rn. 141; zum InstA-Entwurf (Fn. 8) C. Baudenbacher (Fn. 8), S. 29, wonach fast keine Fälle vorstellbar 
sind, in denen es nicht um die Auslegung von EU-Recht oder davon abgeleitetem Abkommensrecht geht und 
folglich keine Vorlagepflicht besteht; B. Pirker (Fn. 25), Rn. 12, wonach ein Vorgehen nach Treu und Glauben 
gebietet, den EuGH im Zweifel zu involvieren; T. Cottier, Der Rechtsschutz im Rahmenabkommen Schweiz 
EU: Kernstück des Abkommens und Instrument schrittweiser Rechtsentwicklung, in: Epiney/Zlătescu (Hrsg.), 
Schweizerisches Jahrbuch für Europarecht 2020/2021, 2021, S. 353, 360 ff., argumentiert demgegenüber, dass 
eine Vorlagepflicht nur dort besteht, wo sich auf Grund von Wortlaut, Sinn und Zweck eine identische An-
wendung wie im EU-Recht aufdrängt; zum Brexit-Abkommen (Fn. 2) P. Van Nuffel (Fn. 11), Art. 167 ff. des 
Brexit-Abkommens, Rn. 7.72; zum Ganzen auch A. T. Müller (Fn. 23), S. 535 ff.; A. Epiney, Die Unionsbür-
gerrichtlinie: Rechtliche Tragweite und Bedeutung für die Schweiz, EuZ 2024, S. 1, 25 ff.

41 Ähnlich T. Cottier (Fn. 40), S. 364 ff., der eine dergestalt eigenständige Rolle eines Schiedsgerichts bereits auf 
der Grundlage des Entwurfs des institutionellen Abkommens von 2018 bejaht.

42 Vgl. EuGH, Gutachten 1/17 (CETA), ECLI:EU:C:2019:341, Rn. 119.
43 Vgl. EuGH, Rs. C‑561/19 (Consorzio Italian Management e Catania Multiservizi), ECLI:EU:C:2021:799, 

Rn. 35, zur Aufgabenteilung zwischen dem EuGH und den nationalen Gerichten.
44 Vgl. EuGH, Gutachten 1/17 (CETA), ECLI:EU:C:2019:341, Rn. 119.
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nermaßen unklar, ob der EuGH eine solche Umschreibung der Vorlagepflicht ei-
nes Schiedsgerichts akzeptieren würde. Soweit ersichtlich lassen sich in seiner 
bisherigen Autonomie-Rechtsprechung jedenfalls keine ausdrücklichen Hinweise 
dafür finden, dass dies nicht möglich sein soll. Nicht unwesentlich dürfte sein, 
dass die einschlägigen Urteile und Gutachten hierzu kontextabhängig und einzel-
fallgeprägt sind. So ist etwa der geplante Beitritt der EU zur EMRK mit den da-
mit einhergehenden potentiell weitreichenden Folgen für die institutionelle Stel-
lung des EuGH im Verfassungsgefüge der EU nur bedingt vergleichbar mit der 
Einrichtung eines Streitbeilegungsmechanismus im Verhältnis zu einem Drittstaat 
mit dem Ziel, Fragen zur Auslegung von zuweilen spezifisch auf den Drittstaat 
zugeschnittenen Vorgaben zu klären. Bei der Bestimmung der Vorlagepflicht geht 
es schließlich auch darum sicherzustellen, dass einem Schiedsgericht eine maß-
gebliche Entscheidkompetenz zukommt – und es sich nicht nur, wie im Kontext 
der Verhandlungen zwischen der EU und der Schweiz ins Feld geführt, um 
ein «Pseudo-Schiedsgericht» oder einen «EuGH im Tarnanzug» handelt.45

Ein Schiedsgericht mag ebenso in alleiniger Verantwortung entscheiden, wenn die 
Auslegung eines unionsrechtlichen Begriffs im Binnenmarktkontext klar ist oder 
wenn sich der EuGH bereits dazu geäußert hat. Die acte clair- und acte éclairé-
Doktrin, die der EuGH im Kontext des Vorabentscheidungsverfahrens entwickelt 
hat, sollte auch hier greifen.46 Dabei gilt es allerdings die hohen Hürden zu beach-
ten, welche der EuGH für das Vorliegen einer Ausnahme von der Vorlagepflicht 
im EU-Recht aufgestellt hat.47 Ein Schiedsgericht ist – im Unterschied zu den 
nationalen Höchstgerichten – zudem nicht Teil des unionalen Gerichtsverbunds; 
aus diesem Grund dürften die Voraussetzungen für die Annahme eines acte clair 
durch ein Schiedsgericht zumindest nicht weniger hoch sein als im unionsrechtli-
chen Kontext.48 Umgekehrt besteht auch bei einem acte éclairé kein Verbot, den 
EuGH zu befassen; ein Schiedsgericht mag dem EuGH Argumente an die Hand 
geben, eine Praxisänderung ins Auge zu fassen.

45 C. Baudenbacher, EU-Rahmenvertrag: Ein Ende mit Schrecken, Inside Paradeplatz vom 9. Dezember 2018, 
abrufbar unter www.insideparadeplatz.ch/2018/12/09/eu-rahmenvertrag-ein-ende-mit-schrecken (zuletzt 
abgerufen am 14.12.2024).

46 S. spezifisch mit Blick auf die Beziehungen zur Schweiz T. Cottier (Fn. 40), S. 366, welcher die Einschlägig-
keit der CILFIT-Ausnahmen bereits auf der Grundlage des Entwurfs des institutionellen Abkommens von 
2018 bejaht; s. zudem J. Gundel (Fn. 5), S. 938; A. T. Müller (Fn. 23), S. 553.

47 EuGH, Rs. C-283/81 (CILFIT/Ministero della Sanità), ECLI:EU:C:1982:335, Slg. 1982, 3415; EuGH, 
Rs. C‑561/19 (Consorzio Italian Management e Catania Multiservizi), ECLI:EU:C:2021:799.

48 Vgl. auch C. Baudenbacher (Fn. 8), S. 33, welcher die Analogie zum Vorabentscheidungsverfahren in Bezug 
auf die CILFIT-Ausnahmen ganz ablehnt, u.a. mit dem folgenden Argument: «Dass ein Schiedsgericht (…) 
den CILFIT-Anforderungen auch nur ansatzweise gewachsen sein könnte, ist auszuschliessen.»
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Befassung des EuGH in Verfahren vor drittstaatlichen Gerichten

Übereinkommen

Im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens in der EU sind die Gerichte der 
EU-Mitgliedstaaten berechtigt bzw. gegebenenfalls verpflichtet, mit dem EuGH 
in einen Dialog zu treten und entscheidrelevante Auslegung- und Gültigkeitsfra-
gen klären zu lassen (Art. 267 AEUV). Die EU und einige Drittstaaten haben sich 
entschieden, ein ähnliches Vorlageverfahren für die Gerichte in diesen Staaten 
vorzusehen, sofern es um die Auslegung von EU-Recht geht, das auf einen Dritt-
staat ausgeweitet wird. Auf diese Weise soll die Einheitlichkeit und Kohärenz der 
Auslegung und Anwendung des Rechts gewährleistet werden.
Beispielhaft hierfür steht Art. 16 Abs. 2 des Abkommens zur Schaffung eines ge-
meinsamen europäischen Luftverkehrsraums (GELR-Übereinkommen).49 Demzu-
folge kann der EuGH auf Anfrage eines Gerichts eines Partnerstaats Auslegungs-
fragen zu Vertragsbestimmungen klären, die im Wesentlichen mit dem EU-Recht 
übereinstimmen. Der Vertrag zur Gründung der Verkehrsgemeinschaft mit den 
Staaten des Westbalkans enthält eine identische Vorlageberechtigung.50 Ähnliche 
Regelungen sind auch im EWR-Abkommen51 und im zukünftigen Assoziierungs-
abkommen mit Andorra und San Marino vorgesehen.52

Ausgewählte Aspekte

Diese Regelungen bezwecken nicht, einen neuen Vorlagemechanismus analog 
zum Schiedsgerichtsmodell zu etablieren. Vielmehr werden die Gerichte der Part-
nerstaaten in den bestehenden Dialog zwischen dem EuGH und den mitgliedstaat-
lichen Gerichten eingebunden. Das Vorabentscheidungsverfahren wird staatsver-
traglich über den Wortlaut von Art. 267 AEUV hinaus auch für drittstaatliche Ge-
richte geöffnet.53 Dabei werden die unionsinternen Vorgaben nicht tel quel auf die 
Drittstaaten übertragen. Das EWR-Abkommen, der Vertrag zur Gründung der 
Verkehrsgemeinschaft und das GELR-Übereinkommen normieren keine allgemei-
ne Vorlagepflicht für letztinstanzlich urteilende Gerichte.54 Es ist den Drittstaaten 
überlassen, den Umfang und die Art der Vorlageverpflichtung selbst zu bestim-

IV.

1.

2.

49 S. auch Anhang IV des GELR-Übereinkommens (Fn. 2).
50 Art. 19 Abs. 2 und Anhang IV des Vertrags zur Gründung der Verkehrsgemeinschaft (Fn. 2).
51 Art. 107 und Protokoll 34 des EWR-Abkommens (Fn. 20).
52 Art. 94 des Assoziierungsabkommens mit Andorra und San Marino (Fn. 2).
53 S. zur Zulässigkeit einer solchen Ausweitung J. Gundel (Fn. 5), S. 937; C. Contartese (Fn. 14), S. 12 ff.; der 

EuGH entschied bereits 1991, dass auch nicht-mitgliedstaatliche Gerichte ihm Vorabentscheidungsfragen un-
terbreiten mögen, vorausgesetzt, dass seine Entscheidungen für das anfragende Gericht abschließend und bin-
dend sind, EuGH, Gutachten 1/91 (EWR I), ECLI:EU:C:1991:490, Slg. 1991, I-6079, Rn. 60 ff.; s. auch 
EuGH, Gutachten 1/00 (Gemeinsamer europäischer Luftverkehrsraum), ECLI:EU:C:2002:231, Slg. 2002, 
I-3493, Rn. 25, 30 ff.

54 Wobei die Gerichte der EWR-EFTA-Staaten auch den EFTA-Gerichtshof mit Auslegungsfragen befassen kön-
nen, s. Art. 34 des Abkommens zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und 
eines Gerichtshofs.
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men. Diesbezüglich besteht ein Wahlrecht: Sie können entweder ein allgemeines 
Vorlagerecht ihrer Gerichte vorsehen oder weitergehend eine umfassende Vorla-
gepflicht derjenigen Gerichte, deren Entscheidungen nicht mehr mit Rechtsmit-
teln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können.55 In jedem Fall sind 
Entscheidungen des EuGH bindend.56 Dabei beschränken sich Vorlagen auf Aus-
legungsfragen; die Gültigkeit von EU-Rechtsakten kann nicht zur Disposition ge-
stellt werden.
Auch das im Brexit-Abkommen vorgesehene Zwischenverfahren weist Unter-
schiede zum Vorabentscheidungsverfahren gemäß Art. 267 AEUV auf. Gerichten 
des Vereinigten Königreichs ist es nicht erlaubt, dem EuGH Fragen zur Gültigkeit 
einer Bestimmung des Abkommens vorzulegen. Zudem sieht das Brexit-Abkom-
men keine Vorlagepflicht für letztinstanzlich urteilende Gerichte vor.57 Im Ver-
gleich zum Brexit-Abkommen zielt das Assoziierungsabkommen mit Andorra 
und San Marino auf eine stärkere Einbindung der beiden Staaten in die Unionsge-
richtsbarkeit ab. Art. 94 des Assoziierungsabkommens entspricht inhaltlich weit-
gehend Art. 267 AEUV.58 In diesem Rahmen müssen letztinstanzlich urteilende 
Gerichte den EuGH anrufen, sofern die Ausnahmen nach der CILFIT-Rechtspre-
chung nicht greifen.
In Bezug auf das anwendbare Verfahrensrecht bestimmen die Übereinkünfte, dass 
die Drittstaaten beim EuGH mutatis mutandis über die gleichen Rechte verfügen 
wie die Institutionen und Mitgliedstaaten der EU. Dabei wird mehrfach auf die 
Vorgaben verwiesen, die sich in Art. 267 AEUV sowie in der Satzung und Verfah-
rensordnung des EuGH finden.59 Die Übereinkünfte äußern sich nicht ausdrück-
lich zu Mitwirkungsrechten der Parteien des Ausgangsverfahrens vor dem dritt-
staatlichen Gericht. Das ist ein Versäumnis.
Der EuGH wurde noch nie auf der Grundlage einer solchen Übereinkunft mit 
einer Auslegungsfrage durch ein Gericht eines Drittstaats befasst. Merkwürdiger-
weise wurden auch die einschlägigen Verfahrensvorschriften zu Art. 107 des 

55 Art. 107 und Protokoll 34 des EWR-Abkommens (Fn. 20); Art. 16 Abs. 2 und Anhang IV des GELR-Überein-
kommens (Fn. 2); Art. 19 Abs. 2 und Anhang IV des Vertrags zur Gründung der Verkehrsgemeinschaft (Fn. 
2); J. Gundel (Fn. 5), S. 938; G. Van der Loo (Fn. 16), S. 300. Sofern letztinstanzlich urteilende Gerichte eine 
Vorlageverpflichtung trifft, stellen sich analoge Fragen in Bezug auf den «Auslöser» einer solchen Verpflich-
tung wie bei der Vorlagepflicht von Schiedsgerichten; obige Ausführungen (III.2) mögen auch hier einschlä-
gig sein.

56 S. bezüglich des EWR-Abkommens (Fn. 20) H. H. Fredriksen (Fn. 20), Art. 107 des EWR-Abkommens, 
Rn. 2.

57 P. Van Nuffel (Fn. 11), Art. 158 des Brexit-Abkommens, Rn. 7.09 ff.
58 Eine vergleichbare Regelung findet sich in Art. 12 Abs. 4 des Protokolls zu Irland/Nordirland (Nordirlandpro-

tokoll) zum Brexit-Abkommen (Fn: 2); s. dazu T. Liefländer (Fn. 11), Art. 12 des Nordirlandprotokolls, 
Rn. 8.137 f.

59 Beispielhaft Art. 161 Abs. 2 des Brexit-Abkommens (Fn. 2); Art. 95 des Assoziierungsabkommens mit An-
dorra und San Marino (Fn. 2); Anhang IV Nr. 1 und 2 des Vertrags zur Gründung der Verkehrsgemeinschaft 
(Fn. 2).
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EWR-Abkommens (Art. 123g der Verfahrensordnung des EuGH) im Jahr 2012 
aus der Verfahrensordnung des EuGH entfernt.60

Rechtsschutz durch den EuGH

Übereinkommen und ausgewählte Aspekte

Eine Zuständigkeit des EuGH zur verbindlichen Auslegung einer Übereinkunft 
und zur Erledigung von Streitigkeiten kann auch weitere Konstellationen erfas-
sen. So kann der EuGH etwa mit der Aufgabe betraut werden, die Rechtmäßigkeit 
von Handlungen der EU-Organe zu kontrollieren, welche diese auf der Grundlage 
einer Übereinkunft erlassen. Ein Beispiel hierfür ist das Luftverkehrsabkommen 
zwischen der EU und der Schweiz von 1999.61 Art. 20 dieses Abkommens erklärt 
den EuGH zuständig zur Prüfung der Gültigkeit von Beschlüssen der EU-Organe, 
welche diese auf Grund ihrer Zuständigkeiten nach diesem Abkommen treffen.
Das Luftverkehrsabkommen von 1999 enthält keine Vorgaben zum anwendbaren 
Verfahren und zu den Mitwirkungsrechten der Parteien. Sie ergeben sich aus den 
allgemeinen unionalen Rechtsschutzvorgaben. Im Vordergrund steht die Nichtig-
keitsklage gemäß Art. 263 AEUV. Offen ist, wie sich die Aktivlegitimation eines 
Drittstaats bestimmt. Es ist nicht geklärt, ob ein Drittstaat privilegiert aktivlegimi-
tiert ist (Art. 263 Abs. 2 AEUV) oder ob die allgemeinen Voraussetzungen 
(Art. 263 Abs. 4 AEUV) erfüllt sein müssen.62

Fluglärmstreit Schweiz – EU

Der EuGH war bis anhin einmal aufgerufen, gestützt auf Art. 20 des Luftver-
kehrsabkommens zwischen der EU und der Schweiz tätig zu werden. Die 
Schweiz beantragte die Nichtigerklärung einer Entscheidung der Kommission von 
2004, mit der die Kommission Maßnahmen Deutschlands zur Einschränkung der 
An- und Abflüge zum und vom Flughafen Zürich gutgeheißen hatte.63 Das EuG 

V.

1.

2.

60 C. Baudenbacher, The EFTA Court: Structure and Tasks, in: Baudenbacher (Hrsg.), The Handbook of EEA 
Law, 2016, S. 139, 152; vgl. EuGH, Pressemitteilung 122/12, New Rules of Procedure for the Court of Jus-
tice, 3.10.2012, abrufbar unter curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2012-10/cp120122en.pdf 
(zuletzt abgerufen am 14.12.2024).

61 Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Luftverkehr, ABl. EG 2002 L 114/73.

62 Vgl. dazu auch EuGH, Rs. C-872/19 P (Venezuela/Rat), ECLI:EU:C:2021:507; J. Gundel, Die Anerkennung 
der Klageberechtigung von Drittstaaten gegen Rechtsakte der Union gemäß Art. 263 Abs. 4 AEUV – Anmer-
kung zum Urteil des EuGH (GK) v. 22.6.2021, Rs. C-872/19 P (Venezuela/Rat), EuR 2021, S. 720 ff.; L. 
Lonardo/E. Ruiz Cairó, The European Court of Justice Allows Third Countries to Challenge EU Restrictive 
Measures: Case C-872/19 P, Venezuela v Council, European Constitutional Law Review 2022, S. 114 ff.

63 Entscheidung Nr. 2004/12/EG der Kommission vom 5. Dezember 2003, ABl. EG 2004 L 4/13; zur Ausgangs-
lage dieses Verfahrens N. Forster/A. Schwab, Schweiz und Europa: Eine politische Analyse, 2022, S. 129 f.
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und der EuGH wiesen die Klage ab.64 Diese Urteile lösten in der Schweiz keine 
Begeisterungsstürme aus.
Vorneweg war die Klageberechtigung der Schweiz umstritten. Die Schweiz hatte 
die Klage direkt beim EuGH eingereicht. Sie argumentierte, dass sie gestützt auf 
Art. 20 des Luftverkehrsabkommens i.V.m. Art. 230 Abs. 2 EGV (Art. 263 Abs. 2 
AEUV) einem EU-Mitgliedstaat gleichzustellen sei, woraus sich die Zuständig-
keit des EuGH ergebe. Der EuGH ließ die Frage offen und verwies die Sache an 
das EuG. Das EuG und der EuGH wiesen die Nichtigkeitsklage der Schweiz in 
der Folge ab. Beide Gerichte beantworteten die Frage nicht, ob die Schweiz zur 
Einreichung einer Nichtigkeitsklage berechtigt war.65 Generalanwalt Niilo Jääski-
nen bejahte die Klagebefugnis der Schweiz, weil sie «von der streitigen Entschei-
dung unmittelbar und individuell» gemäß Art. 230 Abs. 4 EGV (Art. 263 Abs. 4 
AEUV) betroffen war.66 Gleichzeitig verneinte er eine privilegierte Klagebefugnis 
gestützt auf Art. 230 Abs. 2 EGV (Art. 263 Abs. 2 AEUV): Der Umstand, dass die 
Schweiz Vertragspartei des Luftverkehrsabkommens ist, reiche nicht aus, um sie 
einem Mitgliedstaat gleichzustellen, weil «der von der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft gewählte Weg der bilateralen Zusammenarbeit […] nicht dazu füh-
ren kann, dass dieser ‹à la carte›-Weg den mit einem Beitritt zur Union verbunde-
nen Vorteilen entspricht.»67 Im Übrigen fehle es auch «an einer Perspektive eines 
Beitritts zur Union».68 Diese Haltung beruht auf einer unionszentrierten, formal-
juristischen Argumentation. Sie entspricht nicht der ratio legis des Luftverkehrs-
abkommens, die Schweiz sektoriell in den europäischen Luftverkehrsbinnenmarkt 
zu integrieren, zu diesem Zweck das einschlägige EU-Recht auf die Schweiz aus-
zudehnen und die Gewährung von Rechtsschutz partiell dem EuGH zu überant-
worten. Es hätte durchaus Gründe gegeben, die Schweiz in Bezug auf die Aktivle-
gitimation einem EU-Mitgliedstaat gleichzustellen.
Bei der Prüfung der Maßnahmen Deutschlands stellte der EuGH fest, dass «die 
den unionsrechtlichen Vorschriften über den Binnenmarkt gegebene Auslegung 
nicht automatisch auf die Auslegung des Luftverkehrsabkommens EG-Schweiz 
übertragen werden [kann], sofern dies nicht im Abkommen selbst ausdrücklich 
vorgesehen ist […].»69 Weder das Abkommen selbst noch die darin referenzierte 
Verordnung Nr. 2408/92 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen zu Strecken 
des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs enthalten jedoch spezielle Bestimmun-

64 EuG, Rs. T-319/05 (Schweiz/Kommission), ECLI:EU:T:2010:367, Slg. 2010, II-4265; EuGH, Rs. C-547/10 P 
(Schweiz/Kommission), ECLI:EU:C:2013:139.

65 S. für eine Würdigung des erstinstanzlichen Urteils Y. Schleiss, Das Urteil des Europäischen Gerichts vom 
9. September 2010 in Sachen Flughafen Zürich: Die Rechtssache T-319/05 und das Schweigen der Richter zu 
institutionellen Fragen, Jusletter vom 6. Dezember 2010, Rn. 33 ff.; M. Maresceau, EU-Switzerland: Quo Va-
dis?, Georgia Journal of International and Comparative Law 2011, S. 727, 749 f., der argumentiert, dass die 
Begründung einer Zuständigkeit des EuG mit dem Wortlaut und dem Geist («the terms and spirit») des Ab-
kommens nicht vereinbar ist.

66 GA Jääskinen, Schlussanträge v. 13.9.2012 in der Rs. C-547/10 P (Schweiz/Kommission), ECLI:EU:C:
2012:565.

67 Ebd., Rn. 59.
68 Ebd., Rn. 36.
69 EuGH, Rs. C-547/10 P (Schweiz/Kommission), ECLI:EU:C:2013:139, Rn. 80.
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gen, die darauf abzielen, die unionsrechtlichen Vorschriften über die Dienstleis-
tungsfreiheit auf die betroffenen Fluggesellschaften anzuwenden. Der EuGH fol-
gerte, dass die Dienstleistungsfreiheit und damit auch die dazugehörige Praxis des 
EuGH in casu nicht einschlägig waren. Er bestätigte die Entscheidung der Kom-
mission und das Urteil des EuG, welche die von Deutschland verfügten Beschrän-
kungen von Flügen zum und vom Flughafen Zürich mit dem Ziel, im deutsch-
schweizerischen Grenzgebiet die Lärmbelastung zu verringern, als zulässig erach-
teten. Insbesondere lag kein Verstoß gegen das Verbot der Diskriminierung auf 
Grund der Staatsangehörigkeit vor (Art. 3 des Luftverkehrsabkommens).70 Das 
Urteil ist rechtlich zwar durchaus vertretbar: Mitentscheidend war, dass das Luft-
verkehrsabkommen im fraglichen Bereich, d.h. bei der Einschränkung der Aus-
übung von Verkehrsrechten, das unionale Recht nur lückenhaft abbildet. Dessen 
ungeachtet drängt sich bei der Lektüre der Ausführungen der Kommission und 
der Gerichte aber auch der Eindruck auf, dass hier kein Musterbeispiel für eine 
sorgfältige Verhältnismäßigkeitsprüfung vorliegt.71 Hier mag durchschimmern, 
dass es beim Fluglärmstreit um eine Nichtigkeitsklage eines Drittstaats ging.

Würdigung

Buntes Bild

Urteile des EuGH werden über die territorialen Grenzen der EU hinaus beach-
tet. Der Luxemburg Effekt ist in manchen Drittstaaten allgegenwärtig. Dies 
geschieht häufig ohne rechtliche Verpflichtung, auf der Grundlage autonom or-
chestrierter Nachvollzugsstrategien. Ergänzend dazu hat die EU mit Drittstaaten 
Übereinkünfte abgeschlossen, welche eine Zuständigkeit des EuGH zur verbind-
lichen Auslegung des Rechts auch für Drittstaaten begründen. Damit wird die 
Wirkmacht des EuGH ausgedehnt. Der Luxemburg Effekt wird kanalisiert und 
formalisiert.
Die Tour d’Horizon über die Übereinkünfte der EU mit Drittstaaten, welche eine 
Zuständigkeit des EuGH zur verbindlichen Auslegung des Rechts vorsehen, er-
gibt ein buntes Bild. Die Zwecke, Verfahren und Wirkweisen der Modelle unter-
scheiden sich merklich. Dies zeigt sich anschaulich bei einem Vergleich mit dem 
fein austarierten Streitbeilegungs- und Rechtsschutzsystem im Unionsrecht. Zeit-
weise lassen sich die völkerrechtlich vereinbarten Modelle zwar passgenau einer 
Verfahrens- oder Klageart des unionalen Rechtsschutzsystems zuordnen. Dies ist 
typischerweise der Fall beim Recht und gegebenenfalls bei der Verpflichtung 

VI.

1.

70 S. zu diesem Aspekt insbesondere S. Schweizer/C. Tobler, Das Verbot der indirekten Diskriminierung im bila-
teralen Recht – Insbesondere im Fluglärmstreit zwischen der Schweiz und Deutschland, in: Epiney/Diezig 
(Hrsg.), Schweizerisches Jahrbuch für Europarecht 2012/2013, 2013, S. 335, 344 ff.

71 S. auch S. Schweizer/C. Tobler (Fn. 70), S. 354, wonach die Kommission, das EuG und der EuGH die deut-
schen Maßnahmen «erstaunlich mild» beurteilten, wobei die Gründe hierfür «möglicherweise im Wertungs-
spielraum der Mitgliedstaaten im Bereich des Gesundheitsschutzes» liegen.
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drittstaatlicher Gerichte, dem EuGH Fragen zur Auslegung des EU-Rechts vorzu-
legen; ein solches Zwischenverfahren entspricht dem Vorabentscheidungsverfah-
ren (Art. 267 AEUV) und beruht mutatis mutandis auf den gleichen Abläufen und 
Mitwirkungsrechten. Zeitweise ist eine Zuordnung schwierig. Dies trifft etwa auf 
die Streitbeilegung durch den EuGH zu; hier vermischen sich Elemente des Ver-
tragsverletzungsverfahrens (Art. 258 AEUV) mit Elementen des Schiedsverfah-
rens (Art. 273 AEUV). Anleihen aus dem EU-Recht für die Ausgestaltung des 
Verfahrens und der Mitwirkungsrechte lassen sich nur ansatzweise fruchtbar ma-
chen.
Übereinkünfte verwenden auch innerhalb gleicher Grundmodelle zuweilen unter-
schiedliche Begrifflichkeiten, obwohl die Grundintention mutmaßlich die gleiche 
ist. Dies zeigt sich etwa bei der Umschreibung der Verpflichtung, ein Verfahren 
vor einem Schiedsgericht auszusetzen und Fragen zur Auslegung von EU-Recht 
dem EuGH vorzulegen. Dasselbe Bild zeigt sich bei den Vorgaben zu den Ver-
fahren und Mitwirkungsrechten der beteiligten Parteien. Während einige Überein-
künfte ausführliche verfahrensrechtliche Vorgaben enthalten, fehlen in anderen 
Übereinkünften Regelungen hierzu gänzlich. Die EU ist in den Verhandlungen 
folglich durchaus bereit, von den für die verschiedenen Modelle bestehenden 
Templates zuweilen merklich abzuweichen. Das ist bemerkenswert.
Geographisch beschränken sich die Übereinkünfte, welche eine Zuständigkeit des 
EuGH zur verbindlichen Auslegung des Rechts auch für Drittstaaten begründen, 
auf Staaten in Europa und an seinen Rändern. Diese Übereinkünfte bezwecken 
die sektorielle Integration eines Drittstaats in den unionalen Rechtsraum oder 
zumindest dessen Annäherung an den Acquis communautaire. Mit Blick auf die 
Autonomie-Rechtsprechung des EuGH ist der Einbezug des EuGH in diesen Kon-
stellationen eine conditio sine qua non, wenn eine Übereinkunft auf EU-Recht 
beruht und ein gerichtsförmiges Streitbeilegungsmodell kennt.72 Teils handelt 
es sich um Drittstaaten, die im Rahmen eines laufenden oder geplanten Beitritts-
prozesses an die EU herangeführt werden sollen; dies gilt beispielhaft für die 
Partnerländer der Verkehrsgemeinschaft und des Luftverkehrsraums wie auch für 
Georgien, die Republik Moldau und die Ukraine. Teils sind es Drittstaaten, die 
keinen Beitritt avisieren; dies trifft auf die EWR-EFTA-Mitgliedstaaten, Andorra, 
San Marino und die Schweiz zu. Politisch scheint der Einbezug des EuGH im 
ersten Fall kaum umstritten, während er in Staaten ohne Beitrittsperspektive 
zuweilen Stirnrunzeln auslöst. In der Schweiz wird die geplante Einrichtung eines 
Streitbeilegungsmechanismus, bei dem Schiedsgerichte Fragen zur Auslegung 
von EU-Recht dem EuGH vorlegen müssen, kontrovers debattiert.
Die Praxis zu den Streitbeilegungsmechanismen dieser Übereinkünfte ist dürftig. 
Der EuGH wurde erst einmal gestützt auf eine solche Übereinkunft angerufen: Im 
Fluglärmstreit unterlag die Schweiz vor dem EuG und EuGH. Die Streitschlich-

72 Das EWR-Abkommen (Fn. 20) beruht zwar ebenfalls auf dem EU-Recht; hier wurde mit dem Zweipfeilermo-
dell (EFTA-Überwachungsbehörde, EFTA-Gerichtshof) aber eine spezielle Lösung gewählt, die vom EuGH 
als zulässig qualifiziert wurde; EuGH, Gutachten 1/92 (EWR II), ECLI:EU:C:1992:189, Slg. 1992, I-2821.
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tungs- und Rechtsschutzmodelle der anderen Übereinkünfte, bei denen der EuGH 
eine Rolle spielt, sind noch nie getestet worden.

Rechtskulturelle Unterschiede

Der Einbezug des EuGH zur verbindlichen Auslegung von Recht, das auch für 
einen Drittstaat verbindlich ist, beruht unionsverfassungsrechtlich und integrati-
onspolitisch auf einer stimmigen Logik. Gleichzeitig betreten Drittstaaten bei 
einer derart weitreichenden Integration in den unionalen Gerichtsverbund und 
der damit einhergehenden Vergerichtlichung ihrer Vertragsbeziehungen zur EU 
zuweilen nicht nur institutionell, sondern auch rechtskulturell Neuland.
Dies zeigt sich paradigmatisch mit Blick auf die Schweiz. Sie hat bei der Lösung 
von Konflikten traditionell ein gespaltenes Verhältnis zur gerichtsförmigen Streit-
beilegung. Dies gilt nicht nur bei der Streitschlichtung zwischen Gemeinwesen 
und zwischen Privaten und staatlichen Behörden im Inland, sondern auch bei der 
Durchsetzung von völkerrechtlich vereinbarten Regeln auf dem internationalen 
Parkett.73 Auftritte der Schweiz vor gerichtsförmigen Streitbeilegungsgremien 
sind selten.74 Es ist ihr gelungen, ihre Interessen auch ohne häufigen Gang vor 
internationale (Schieds‑)Gerichte zu vertreten und durchzusetzen. Kooperation 
statt Konfrontation, so lautet das Motto. Europapolitisch lautet die Gretchenfrage, 
ob die Schweiz bereit ist, bei Bedarf ein Verfahren gegen die EU anzustrengen – 
oder ob sich ein solcher Schritt nicht «geziemt», weil es sich dabei mutmaßlich 
um einen unfreundlichen Akt handelt.
Die in der Schweiz traditionell vorherrschende Zurückhaltung, Konflikte zu ent-
politisieren und ihre Beilegung einer gerichtlichen Instanz zu überantworten, steht 
in augenfälligem Kontrast zum Grundverständnis über die Rolle der Politik, des 
Rechts und der Gerichte in der EU. Dabei prallen unterschiedliche Kulturen und 
Formen der Verfasstheit von Gesellschaften aufeinander. Das europäische Eini-
gungswerk unter der Ägide der EWG/EG/EU versteht sich seit den 1950er Jahren 
als Rechtsgemeinschaft bzw. Rechtsunion.75 Dabei wird die Aufgabe, die Wah-
rung des Rechts zu sichern, maßgeblich den Gerichten überantwortet, zuvörderst 
dem EuGH (Art. 146 EWGV, Art. 19 Abs. 1 EUV). Letzterer ist für die verbindli-
che Auslegung des Rechts zuständig. Seine starke Stellung ist in den Verträgen 
angelegt.76 Der EuGH hat die in ihn gesetzten Erwartungen nicht enttäuscht. Er 

2.

73 S. zum Ganzen G. Kreis, Fremde Richter: Karriere eines politischen Begriffs, 2018.
74 S. für eine Übersicht M. Oesch (Fn. 40), Rn. 156.
75 S. zur europäischen Rechtsgemeinschaft, welche den gesamten EWR umfasst, G. Baur, Ist EWR-Recht «Qua-

si-EU-Recht»?, in: Sild (Hrsg.), Potentiale und Grenzen europäischer Integration, 2022, S. 3.
76 S. zur Entstehungsgeschichte D. Tamm, The History of the Court of Justice of the European Union Since its 

Origin, in: Rosas/Levits/Bot (eds.), The Court of Justice and the Construction of Europe: Analyses and Per-
spectives on Sixty Years of Case-Law, 2013, S. 9, 15 ff.; zur Rolle des EuGH als Motor der Integration T. 
Stein, Richterrecht wie anderswo auch? Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften als «Integrations-
motor», in: Hochschullehrer der Juristischen Fakultät der Universität Heidelberg (Hrsg.), Richterliche Rechts-
fortbildung: Erscheinungsformen, Auftrag und Grenzen, Festschrift der Juristischen Fakultät zur 600-Jahr-Fei-
er der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg, 1986, S. 619 ff.; M. Höpner, Der Europäische Gerichtshof als 
Motor der Integration: Eine akteursbezogene Erklärung, Berliner Journal für Soziologie 2011, S. 203 ff.
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stellt die einheitliche Auslegung des Rechts sicher, pocht auf seine ordnungsge-
mäße Anwendung und entwickelt es rechtsschöpferisch weiter. Trotz vereinzelt 
geäußerter Kritik und gelegentlicher Verschnupfung ob des luxemburgischen Ak-
tivismus haben die Mitgliedstaaten auch kühnste Rechtsfortbildungen durch den 
EuGH akzeptiert. Die Ausgangslage, welche die Etablierung des EuGH als mäch-
tiges Gericht möglich gemacht hat, war folglich eine grundlegend andere als die 
Umstände etwa in der Schweiz, wo sich die politische Konfliktlösung als zielfüh-
render erwiesen hat als der Gang vor die Richterin oder den Richter.
Ein Drittstaat wie die Schweiz tut gut daran, sich dieser Unterschiede bei der 
Debatte über die Rolle des EuGH bei der Streitbeilegung in den Beziehungen 
zur EU bewusst zu sein. Die mächtige Stellung des EuGH im Institutionengefüge 
ist ein Wesensmerkmal der EU. Daran kommt kein Drittstaat vorbei, wenn seine 
sektorielle Beteiligung am Binnenmarkt und an weiteren Politiken der EU auf 
eine neue institutionelle Basis gestellt werden soll.

Expertise und Erfahrung

Die Grundidee, die Streitbeilegung zwischen der EU und Drittstaaten bei der 
Auslegung und Anwendung von Übereinkünften zu entpolitisieren und einer 
gerichtlichen Instanz zu überantworten, hat mancherlei Vorteile. Dies gilt unab-
hängig davon, ob damit eine Befassung des EuGH einhergeht oder nicht. Eine 
solche Vergerichtlichung spielt Drittstaaten als politisch und wirtschaftlich weni-
ger mächtigen Vertragsparteien in die Hände. Sie werden vor ungerechtfertigten 
einseitigen Maßnahmen der EU geschützt. Sie können vereinbarte Rechte gericht-
lich einfordern und sind nicht mehr allein auf den Goodwill der EU angewiesen. 
Voraussetzung dafür ist selbstredend, dass ein Drittstaat ein solches Verfahren 
bei Bedarf tatsächlich nutzt und seine allfällige Zurückhaltung gegenüber der 
Streitbeilegung durch Gerichte im Wirtschaftsvölkerrecht – wie in der Schweiz 
der Fall – aufgibt. Hier ist ein Mentalitätswandel erforderlich.
Die drittstaatlichen Behörden, welche für die Prozessführung in einem Streitfall 
gegen die EU zuständig sind, müssen in der Lage sein, ein Verfahren durchzuex-
erzieren.77 Heute fehlt es mancherorts an Expertise und Erfahrung. Der Aufbau 
entsprechender Kompetenzen und die Allokation von Ressourcen ist umso dring-
licher, wie Drittstaaten die Klinge vor einem Schiedsgericht oder dem EuGH mit 
der Europäischen Kommission kreuzen – einer «formidablen Gegenpartei», wel-
che in Luxemburg zudem ein «Heimspiel» hat.78 Auch hier gilt letztlich: Übung 
macht den Meister!

3.

77 Bedenkenswert ist weiter, das interne Verfahren der Entscheidfindung über die Einleitung eines Schiedsge-
richtsverfahrens zu formalisieren; s. zu diesem Postulat mit Blick auf die Schweiz N. Diebold/M. Oesch, Die 
Durchsetzung von WTO-Recht durch Schweizer Unternehmen, AJP 2008, S. 1525, 1550.

78 S. Hirsbrunner, Interview: «Der Europäische Gerichtshof ist das Gericht einer Partei», Tages-Anzeiger vom 
20. März 2024.
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